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kompakt

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

bei einem Verkauf von Aktien über eine deutsche Bank 
zieht bei Gewinnen das Geldinstitut automatisch die Ab-
geltungssteuer ab – der Anleger hat nichts weiter zu tun.

Mit Gewinnen aus dem Handel von Bitcoins ist es weitaus 
schwieriger! Abschließende gesetzliche Regelungen liegen 
noch nicht vor, es beginnt damit, dass Gewinne aus Ge-
schäften mit Bitcoins zwar keine Kapitalerträge darstellen, 
jedoch nach Auffassung des Bundesfinanzministeriums 
Wirtschaftsgüter darstellen, die wie Edelmetalle der Ein-
kommensteuer unterliegen. Nach einjähriger Haltedauer 
sind die Gewinne zwar steuerfrei, doch ist davon auszuge-
hen, dass die Bitcoins regelmäßig nicht solange gehalten 
werden. Wenn etwas 2017 gekauft und verkauft wurde, 
fällt es unter die Steuerpflicht. 

Nach einem Urteil des Europäischen Gerichtshofs fällt 
zumindest jedoch keine Umsatzsteuer an. 

Es fehlen auch oft Unterlagen, da die Handelsplätze 
oft keine entsprechenden Informationsaufbereitungen 
vorsehen. Zudem sind oft komplizierte Rechtsfragen zu 
beantworten, insbesondere, ob das LIFO oder das FIFO-
Prinzip anzuwenden ist, also, ob die verkauften Bitcoins 
die waren, die zuletzt oder die zuerst eingekauft worden 
sind.

Bei Fragen wenden Sie sich bitte an unsere lokale Nie-
derlassung!

*Erklärungen siehe Seite 4

➔  Verfahrensrecht ………………………………………………

Termine September 2018*

Umsatzsteuer4            	10. 9. 2018      		13. 9. 2018	  7. 9.  2018

Sozialversicherung5	 26. 9. 2018		   entfällt	   entfällt

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträge fällig werden:

Diie Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag 
sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteils-
eigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.	

Kapitalertragsteuer	
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer	 10. 9. 2018		 13. 9. 2018	 7. 9. 2018
Kirchensteuer
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer	 10. 9. 2018		 13. 9. 2018	 7. 9. 2018
Solidaritätszuschlag

Lohnsteuer	 10. 9. 2018		 13. 9. 2018	 7. 9. 2018
Kirchensteuer
Solidaritätszuschlag3

 Steuerart	    Fälligkeit     Ende der Schonfrist bei Zahlung 
		                        durch Überweisung1	   Scheck2

Nachzahlungszinsen
Zu hoch?
Ein Ehepaar musste im Jahr 2017 nach einer Außenprüfung Einkommen-
steuer nachzahlen. Gleichzeitig setzte das Finanzamt für den Zeitraum 
April 2015 bis November 2017 Nachzahlungszinsen von etwa 240.000 € 
fest. Das Ehepaar legte gegen die Zinsfestsetzung Einspruch ein und 
beantragte die Aussetzung der Vollziehung.
Der Bundesfinanzhof gab dem Aussetzungsantrag statt. Bei summa-
rischer Prüfung hatte er für Verzinsungszeiträume ab dem Jahr 2015 
schwerwiegende Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der Zinsregelung. 
Danach betragen die Zinsen für jeden Monat 0,5 Prozent einer nachzu-
zahlenden oder zu erstattenden Steuer.
Hinweis: Zur Frage, ob der gesetzliche Zinssatz für Veranlagungszeit-
räume ab 2010 bzw. ab 2012 verfassungsgemäß ist, liegen dem Bun-
desverfassungsgericht bereits Verfassungsbeschwerden vor. Über diese 
wird voraussichtlich noch im Jahr 2018 entschieden werden.

Veräußert ein Unternehmer sein Unternehmen, unterliegt dies als 
Geschäftsveräußerung im Ganzen nicht der Umsatzsteuer. Vorausset-
zung ist u. a., dass der Erwerber die wesentlichen Betriebsgrundlagen 
übernimmt und das Unternehmen fortführt.
Nach Auffassung des Finanzgerichts Düsseldorf reicht bei einem Café, 
das in angemieteten Räumen betrieben wird, für eine Geschäftsveräu-
ßerung im Ganzen aus, wenn das bewegliche Inventar übertragen wird 
und der Erwerber unter Beteiligung des bisherigen Mieters mit dem 
Vermieter einen neuen Mietvertrag abschließt.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden.

➔  Umsatzsteuer ………………………………………

Geschäftsveräußerung im Ganzen
Klarstellung für Einzelfall

Bitcoin-Anlegern 
droht Ärger mit dem Finanzamt

B
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Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze ab 1. Januar 2016:
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Zeitraum

Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der Fälligkeit seines Anspruchs den 
Schuldner durch eine Mahnung in Verzug setzen. Der Mahnung gleichgestellt 
sind die Klageerhebung sowie der Mahnbescheid.

Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn
l	 für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist,
l	die Leistung an ein vorausgehendes Ereignis anknüpft,
l	der Schuldner die Leistung verweigert,
l	besondere Gründe den sofortigen Eintritt des Verzugs rechtfertigen.

Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und 
Zugang einer Rechnung ein; dies gilt gegenüber einem Schuldner, der 
Verbraucher ist, allerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung besonders 
hingewiesen wurde.

Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger den Zugang der Rechnung (nöti-
genfalls auch den darauf enthaltenen Verbraucherhinweis) bzw. den Zugang 
der Mahnung beweisen.

Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu verzinsen. Der Verzugszinssatz 
beträgt für das Jahr fünf Prozentpunkte bzw. für Rechtsgeschäfte, an denen 
Verbraucher nicht beteiligt sind, neun Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.

Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahrs um 
die Prozentpunkte, um welche die Bezugsgröße seit der letzten Veränderung 
des Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. Bezugsgröße ist der Zinssatz 
für die jüngste Hauptrefinanzierungsoperation der Europäischen Zentralbank 
vor dem ersten Kalendertag des betreffenden Halbjahrs.

Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen

Im Geschäftsverkehr gilt insbesondere Folgendes:

l 	Vertragliche Vereinbarung von Zahlungsfristen ist grundsätzlich nur noch 
bis maximal 60 Kalendertage (bei öffentlichen Stellen als Zahlungspflichtige 
maximal 30 Tage) möglich.

l 	Zahlungsfrist beginnt grundsätzlich zum Zeitpunkt des Empfangs der 
Gegenleistung.

l 	Erhöhung des Verzugszinssatzes von acht auf neun Prozentpunkte über 
dem jeweiligen Basiszinssatz.

l 	Anspruch auf Verzugszinsen: Bei Vereinbarung einer Zahlungsfrist ab dem 
Tag nach deren Ende, ansonsten 30 Tage nach Rechnungszugang bzw. 
30 Tage nach dem Zeitpunkt des Waren- oder Dienstleistungsempfangs.

l 	Mahnung ist entbehrlich: Der Gläubiger kann bei Zahlungsverzug sofort 
Verzugszinsen verlangen, sofern er seinen Teil des Vertrags erfüllt hat, er 
den fälligen Betrag nicht (rechtzeitig) erhalten hat und der Schuldner für 
den Zahlungsverzug verantwortlich ist.

l 	Einführung eines pauschalen Schadenersatzanspruchs in Höhe von 
40 € für Verwaltungskosten und interne Kosten des Gläubigers, die in Folge 
des Zahlungsverzugs entstanden sind (unabhängig von Verzugszinsen und 
vom Ersatz externer Beitreibungskosten).

l 	Abnahme- oder Überprüfungsverfahren hinsichtlich einer Ware oder 
Dienstleistung darf grundsätzlich nur noch maximal 30 Tage dauern.

Die steuerliche Anerkennung eines Ehegattenar-
beitsverhältnisses setzt voraus, dass es ernsthaft 
vereinbart ist und entsprechend der Vereinbarung 
tatsächlich durchgeführt wird. Die Anforderungen 
an den Nachweis sind hoch. Die vertragliche Ge-
staltung muss auch unter Fremden üblich sein, dem 
sog. Fremdvergleich standhalten. Das Finanzgericht 
Köln entschied, dass die Überlassung eines Dienst-
wagens für private Zwecke an den Arbeitnehmer-
Ehegatten auch im Rahmen eines geringfügigen 
Beschäftigungsverhältnisses üblich sein kann, wenn 
– wie im entschiedenen Sachverhalt – die gewährte 
Vergütung aus Bar- und Sachlohn nicht die Grenzen 
der Angemessenheit überschreitet.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend ent-
scheiden.
Hinweis: Der Bundesfinanzhof hat zwischenzeit-
lich in einem anderen Fall entschieden, dass die 
Überlassung eines Firmenwagens zur privaten 
Nutzung an einen geringfügig beschäftigten 
Arbeitnehmer-Ehegatten offensichtlich nicht 
fremdüblich ist. Demnach würde ein Arbeitgeber 
einem familienfremden geringfügig Beschäftigten 
regelmäßig kein Fahrzeug überlassen, da dieser 
durch eine umfangreiche Privatnutzung des Pkw 
die Vergütung für die Arbeitsleistung in unkalku-
lierbare Höhen steigern könnte.

Dienstwagen
Auch für Ehegatten mit Minijob?

Dienstwagen
Verbot privater Nutzung?
Rechtsanwalt A war zu 92 % an einer Rechtsan-
walts-GbR beteiligt. Im Betriebsvermögen war 
ein Pkw, den nur A fuhr. Mit der Gesellschaft war 
schriftlich ein Privatnutzungsverbot vereinbart. 
Über die Kontrolle des Verbots und Sanktionen 
bei Verstoß wurde dagegen nichts vereinbart. Die 
Gesellschaft setzte für A keinen privaten Nutzungs-
wert nach der 1-%-Regelung an.
Das Finanzgericht Hamburg entschied, dass die 
1-%-Regelung anzuwenden sei, weil nach der 
allgemeinen Lebenserfahrung dienstliche Fahr-
zeuge, die zu privaten Zwecken zur Verfügung 
stehen, auch tatsächlich privat genutzt werden. 
Dieser Anscheinsbeweis könne zwar durch einen 
Gegenbeweis entkräftet werden, sodass das Fi-
nanzamt die private Nutzung nachweisen muss. 
Nach Auffassung des Gerichts war in diesem Fall 
der Anscheinsbeweis durch das Privatnutzungsver-
bot aber nicht entkräftet, weil es weder ernsthaft 
vereinbart worden war, noch üblich ist. Auch hätte 
ein Verstoß gegen das Nutzungsver-
bot keine Sanktionen nach sich 
gezogen. Der Bundesfinanzhof muss
 möglicherweise abschließend 
entscheiden.
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In der bis zum 31.  Dezember  2004 gültigen 
Fassung des Einkommensteuergesetzes waren 
Rentenversicherungen mit Kapitalwahlrecht gegen 
laufende Beitragszahlung begünstigte Sonder-
ausgaben. Das Kapitalwahlrecht durfte nicht vor 
Ablauf von zwölf Jahren seit Vertragsabschluss 
ausgeübt werden können. Die laufende Beitrags-
zahlung musste für mindestens fünf Jahre ab dem 
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses vereinbart sein.
Wird bei einer solchen Rentenversicherung das 
Kapitalwahlrecht nicht in Anspruch genommen, 
sondern wird die Versicherung als Leibrente in 
monatlichen Beträgen ausgezahlt, ist nach Auf-
fassung der Finanzverwaltung der Rentenbezug 
insgesamt den sonstigen Einkünften zuzuordnen 
und mit dem Ertragsanteil zu versteuern.
Das Finanzgericht BadenWürttemberg teilt diese 
Auffassung nicht. Es entschied, dass bei nach alter 
Rechtslage begünstigten Verträgen die gesamten 
Rentenzahlungen den Einkünften aus Kapitalver-
mögen zuzuordnen seien. Dies habe die Steuer-
freistellung zur Folge. Abgeltungsteuer sei folglich 
nicht zu entrichten.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend ent-
scheiden.
Hinweis: Wird bei einer vor dem 1. Januar 2005 
abgeschlossenen Lebensversicherung die Ablauf-
leistung komplett und in einem Betrag ausgezahlt, 
ist die Auszahlung in voller Höhe steuerfrei.

Krankheits- und Beerdigungskosten
Abzugsbeschränkungen
Ein Ehemann zahlte für seine schwerkranke Frau Behandlungskosten an eine 
Privatklinik. Die Krankenkasse übernahm nur einen Teil dieser Kosten. Die 
Ehefrau verstarb noch im selben Jahr. Den nicht von der Kasse übernomme-
nen Teil der Klinikkosten sowie die Beerdigungskosten machte er als außer-
gewöhnliche Belastung in seiner Einkommensteuererklärung 2009 geltend. 
Das Finanzamt erkannte einen Teil der Kosten, u. a. für Reiki-Behandlungen, 
spezielle Schuhe und verschiedene Medikamente sowie die Beerdigungs-
kosten nicht an.
Der Bundesfinanzhof bestätigte die Auffassung des Finanzamts. Es wurden 
weder ein amtsärztliches Gutachten noch eine ärztliche Bescheinigung des 
Medizinischen Diensts der Krankenversicherung vorgelegt. Diese –  2011 
rückwirkend eingeführten  – formalen Nachweispflichten sind jedoch zur 
Bestätigung der Zwangsläufigkeit der Aufwendungen geboten und verfas-
sungsrechtlich nicht zu beanstanden.
Auch die Beerdigungskosten konnte der Ehemann nicht abziehen, weil er 
sie aus dem Nachlass bestreiten konnte und er somit wirtschaftlich nicht 
belastet war.

➔  Umsatzsteuer ………………………………………………………………

eBay-Verkäufe
USt-Pflicht beachten
Schon seit mehreren Jahren überwacht die Finanzverwaltung mittels spezi-
eller Programme Verkäufe über Internetplattformen. Im Fokus stehen auch 
„Privatverkäufer“, die nur unter Angabe eines fiktiven Nutzernamens eine 
Vielzahl von Waren veräußern, aber die daraus erzielten Erlöse weder der 
Einkommensteuer noch der Umsatzsteuer unterwerfen.
Das Finanzgericht BadenWürttemberg hat entschieden, dass die Umsätze 
der Person zuzurechnen sind, unter deren Benutzernamen die Verkäufe 
ausgeführt wurden. Im entschiedenen Fall wurden auf der Plattform eBay 
über das Nutzerkonto eines Ehemanns über mehrere Jahre hinweg hunder-
te Verkäufe abgewickelt, die zu einem jährlichen Gesamtumsatz von über 
20.000 € führten. Damit lag eine nachhaltige unternehmerische Tätigkeit 
vor. Umsatzsteuer wurde nicht erklärt und nicht abgeführt.
Das Finanzamt hatte zunächst Umsatzsteuerbescheide gegen den Ehemann 
und seine Ehefrau jeweils als Einzelunternehmer erlassen, weil auch Gegen-
stände der Ehefrau über den Benutzernamen veräußert wurden. Dagegen 
wehrten sich die Eheleute erfolgreich. Nunmehr nahm das Finanzamt nur 
noch den Ehemann in Anspruch, weil er das Nutzerkonto Jahre zuvor eröffnet 
hatte und damit zivilrechtlicher Vertragspartner des jeweiligen Verkaufsvor-
gangs war.
Das Finanzgericht bestätigte die Auffassung des Finanzamts.

Auktion

Private 
Rentenversicherung
Steuerpflicht bei Auszahlung?

Einkünfte eines Arztes als sog. „Lehrarzt“ gehören 
nicht zu den steuerbefreiten Einnahmen aus einer 
Nebentätigkeit als Ausbilder.
Ein Arztehepaar beteiligte sich an der praktischen 
Ausbildung von Medizinstudenten. Die Lehrauf-
gaben richteten sich nach den Grundsätzen der 
Approbationsordnung. Für das für diese Tätigkeit 
gezahlte Honorar machten die beiden Ärzte jeweils 
die Steuerbefreiung in Höhe von jährlich 2.400 € 
geltend. Das Finanzamt gewährte die Steuerbefrei-
ung nicht. Es läge hier keine begünstigte pädago-
gische Ausbildungstätigkeit als Nebentätigkeit vor.
Das SchleswigHolsteinische Finanzgericht bestätig-
te diese Auffassung. Zwar handelt es sich um eine 
Ausbildungstätigkeit der Ärzte und auch die Uni-
versität als Vertragspartner gehört zum Kreis der 
Auftraggeber für solche begünstigten Tätigkeiten. 
Dennoch ist die Tätigkeit nicht als Nebentätigkeit 
             anzusehen, da sie inhaltlich, zeitlich und  	
	      organisatorisch untrennbar mit der haupt- 
                      beruflichen Tätigkeit verbunden ist.

Lehrtätigkeit eines Arztes
Begünstigte Nebentätigkeit
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Legende zu den Terminen (Seite 1)
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Spruch des Monats
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1	 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteuer-
anmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. 
des dem Anmeldungszeitraum folgenden Monats 
(auf elektronischem Weg) abgegeben werden. 
Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder 
Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen 
werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine 
Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts 
am Tag der Fälligkeit erfolgt.

2	 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 

Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks 
beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen 
eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

3	 Für den abgelaufenen Monat.
4	 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristver-

längerung für den vorletzten Monat.
5	 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich 

am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Mo-
nats fällig. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 
empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen 
Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin 

für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis 
spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. 
am 24.09.2018) an die jeweilige Einzugsstelle 
übermittelt werden. Regionale Besonderheiten 
bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird 
die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den 
Beauftragten übermittelt werden. 

	 Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen 
fällt.

➔  Grunderwerbsteuer ……………

Grundstückskauf und Bau
Einheitliches Vertragswerk?
Zwei Grundstückserwerber hatten im September 
notariell mit der Stadt einen Grundstückskaufvertrag ab-
geschlossen. Er enthielt die Verpflichtung zur Bebauung 
gemäß der vorliegenden Bauplanung der C-GmbH. Der 
Bauerrichtungsvertrag zwischen den Erwerbern und der      
C-GmbH wurde im Oktober geschlossen. Darin wurde auf 
eine Baubeschreibung aus August sowie eine Planskizze und 
ein Angebot aus Oktober desselben Jahrs Bezug genommen. 
Der Bauplan war bereits drei Jahre vorher durch eine von der 
Stadt beauftragte G-GmbH erstellt worden.
Nach Auffassung des Thüringer Finanzgerichts war in diesem 
Fall von einem einheitlichen Vertragswerk auszugehen. Ob-
wohl der Grundstückskauf- und der Bauerrichtungsvertrag 
mit unterschiedlichen Vertragspartnern geschlossen wur-
den, konnte davon ausgegangen werden, dass die auf der 
Veräußererseite beteiligten Parteien aufgrund von Abreden 
zusammengearbeitet bzw. ihr Verhalten aufeinander abge-
stimmt hatten. Die Stadt hatte dem Grundstückserwerber 
ein Bauunternehmen benannt, das bereits eine Bauplanung 
für das gesamte Gebiet erstellt und ein konkretes Bebau-
ungsangebot abgegeben hatte. Ob die Erwerber Kenntnis 
von dem Zusammenwirken der beiden Parteien hatten, war 
für die Beurteilung unerheblich. Folglich waren neben dem 
Grundstückskaufpreis auch die Baukosten in die Bemessungs-
grundlage für die Grunderwerbsteuer einzubeziehen.

Pensions-
pferdehaltung
Regelsteuersatz

Leistungen im Zusammenhang mit der Haltung von Pferden 
ohne konkreten Bezug zur Landwirtschaft unterliegen weder 
der Durchschnittssatzbesteuerung für Landwirte, noch dem 
ermäßigten Steuersatz. Die Leistungen dienen keinen landwirt-
schaftlichen Zwecken und sind somit auch nicht als landwirt-
schaftlich einzustufen. Auch fällt das Einstellen und Betreuen 
von Reitpferden zur Ausübung des Freizeitsports nicht unter 
den Begriff „Viehhaltung“, was die Anwendung des ermäßigten 
Steuersatzes rechtfertigen würde. Diese Argumentation hatte der 
Pferdehofbetreiber bereits ausdrücklich aufgegeben.
Eine Steuerbefreiung wegen der Vermietung von Grundstücks-
flächen scheidet ebenfalls aus. Anders als bei der Vermietung 
landwirtschaftlicher Weideflächen ist die Inobhutnahme der 
Pferde weiterreichend und unterliegt damit dem Regelsteuersatz.
Hierzu muss der Bundesfinanzhof möglicherweise abschließend 
entscheiden.
(Quelle: Urteil des Finanzgerichts Nürnberg)
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Betriebsveranstaltung
An- und Abreisekosten
Anlässlich der Ehrung von Jubilaren hatte ein Arbeitgeber die 
gesamte Belegschaft zu einer abendlichen Veranstaltung ein-
geladen. Grundsätzlich konnten die Arbeitnehmer selbststän-
dig anreisen. Es bestand jedoch auch die Möglichkeit, einen         
Shuttlebus in Anspruch zu nehmen. Im Rahmen einer Lohnsteuer-
Außenprüfung bezog das Finanzamt die Kosten für den Bus-
transfer in die Bemessungsgrundlage des den Arbeitnehmern 
zugewendeten geldwerten Vorteils ein. Hierdurch überschritten 
die Aufwendungen je Arbeitnehmer die 110-€-Freigrenze und 
führten damit zur Lohnversteuerung.

Das Finanzgericht Düsseldorf entschied, dass es sich bei den 
Transferkosten um Aufwendungen für den äußeren Rahmen der 
Betriebsveranstaltung ohne eigenen Konsumwert handelt und 
diese daher nicht in die Berechnung des geldwerten Vorteils 
einzubeziehen sind.

Hinweis: Seit  2015 gilt statt der Freigrenze ein 
Freibetrag von 110  € je Betriebsveranstaltung und 
teilnehmendem Arbeitnehmer für maximal zwei Be-
triebsveranstaltungen jährlich.

»Wir denken selten an das, was wir haben, 
aber immer an das, was uns fehlt.«


